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DAFÜR: JOSEF LEU

Nationalrat (CVP/LU), Vizepräsident der

Sicherheitspolitischen Kommission,

Landwirt, Ing. HTL, im Militär Major

Am
kommenden 10. Juni steht mit der Militärgesetzrevision

eine Abstimmung im Interesse unseres Landes und seiner

k Sicherheit an. Dabei haben wir es nicht mit einem Grund-
satzentscheid über die militärische Friedensförderung an sich oder
über die grenzüberschreitende Zusammenarbeit in der militari-
sehen Ausbildung zu tun. Es geht lediglich um die Frage der

Bewaffnung zum Selbstschutz bei Auslandeinsätzen und um die
rechtliche Regelung der Notwendigkeit, im Ausland Dinge üben zu
können, die wir in der Schweiz gar nicht mehr üben können. Blei-
ben wir bei diesen Fakten!

Das Interesse wird sich stark auf die Frage der Bewaffnung
konzentrieren. Bei den so genannten friedenssichernden Einsätzen
in Krisengebieten, in denen der Krieg zu Ende ist, wird es sich

immer nur um wenige Soldaten handeln. Diese Soldaten, welche
diesen Dienst freiwillig leisten, sollen zum Selbstschutz bewaffnet
werden können. Persönlich bin ich von der Bedeutung und der

Notwendigkeit friedensfördernder Einsätze überzeugt. Folgerichtig
ist für mich die Bewaffnung zum Selbstschutz eine Selbstver-
ständlichkeit.

Wenn die Schweiz mithilft, Konfliktregionen einem dauerhaften
Frieden näher zu bringen, verringert sie auch das Risiko, dass sich
diese Konflikte mehr oder weniger stark auf unser Land auswirken.
In Bosnien und im Kosovo konnte die Zahl der Flüchtlinge durch
die gemeinsamen Friedensbemühungen tief gehalten werden.

Gleichzeitig konnte durch den Aufbau von demokratischen
Strukturen die Rückkehr von Flüchtlingen beschleunigt werden.
Die Erfahrungen im Balkan machen deutlich: Mehr Stabilität und
Sicherheit in Europa dienen auch der Schweiz.

Die Politik der Schweiz zielt darauf ab, Krisen und bewaffnete
Konflikte zu verhindern, ihre Auswirkungen zu lindern und die

friedliche Entwicklung zu fördern. Dazu ist eine enge Zusam-
menarbeit zwischen allen Mitteln unserer Politik nötig. Zivile
Massnahmen (zum Beispiel humanitäre Hilfe und Entwicklungs-
Zusammenarbeit) und militärische Massnahmen zur Friedens-

Förderung stehen deshalb nicht in Konkurrenz zueinander,
sondern ergänzen sich. Die wichtige Rolle solcher Armee-Einsätze
wird im Übrigen auch vom Präsidenten des Internationalen
Komitees des Roten Kreuzes (IKRK) ausdrücklich anerkannt.

Die Teilrevision des Militärgesetzes (Bewaffnung und Aus-

bildungszusammenarbeit) verdient aus den dargelegten Gründen
die Zustimmung des Schweizervolkes.

Bewaffneter

Swisscoy-
Soldat bei

seinem
Einsatz

im Kosovo.

Bewaffnete
Ausland-
einsätze?

Der Bundesrat und den

schweizerischen Truppen,

die im Aus/and Friedens-

fb'rderungsdienst /eisten, die

gZeicde Bewaffnung mitgeben

wie andere uergZeicdbare

Staaten. Damit wird die
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DAFÜR UND DAGEGEN | MILITÄRGESETZ

DAGEGEN: PIA HOLLENSTEIN
Nationalrätin (Grüne/SG),

Dipl. Krankenschwester, Berufsschul-

lehrerin im Gesundheitswesen

Voraussetzung gesc/iaffen,

dass sic/i die Sc/zweizer Armee

an der internationalen Inter-

eentionspoiiti/c betei/igen

bann. Kec/itsbürger/icde

wie iin/cs-pazz/istisc/re Kreise

daben das Referendum

dagegen ergriffen. Am

10. Juni entscheidet das

Voi/c: Soii die Teiireuision

des Miiitargesetzes

angenommen werden?

Ginge
es nur um die Bewaffnung zum Selbstschutz von Sol-

daten im Ausland, würde ich das revidierte Militärgesetz
nicht bekämpfen. Denn für den Selbstschutz genügt die

heutige Gesetzesgrundlage: «Der Bundesrat kann einzelnen Perso-

nen zum Selbstschutz den Waffengebrauch bewilligen» (Art. 66,
Abs. 2). Doch der Knackpunkt liegt woanders. Das zur Abstim-

mung kommende Gesetz geht viel weiter und spricht von einer «Be-

waffnung, die für die Erfüllung des Auftrags erforderlich ist».

Das schliesst nichts aus und lässt alles zu. Die Schweiz könnte sich

gar mit der Luftwaffe und mit schweren Waffen an friedens-
unterstützenden Kriegseinsätzen beteiligen, die von der NATO

geführt und von der UNO nur noch mandatiert sind.
Das ist kein Schreckgespenst: Im vergangenen Mai übte die

Schweizer Luftwaffe im NATO-Verbund Langstreckeneinsätze. Mit
dem neuen Militärgesetz hätte die Schweiz neben der technischen
auch die gesetzliche Möglichkeit, sich mit Aufklärungsflügen an

Kriegseinsätzen wie zum Beispiel dem Golfkrieg zu beteiligen. In
der Botschaft des Rüstungsprogramms 2000 begründete der
Bundesrat auch den Kauf der 186 neuen Schützenpanzer (Kosten:
eine Milliarde Franken) unter anderem mit deren Bedarf bei
friedensunterstützenden Einsätzen. Die Beschaffung eines militäri-
sehen Transportflugzeugs und Investitionen in ausrüstungsmässige
Angleichung an die NATO sind bereits angekündigt.

Für mich ist klar, dass sich die Schweiz viel stärker an
internationalen Aktivitäten zur Friedensförderung beteiligen muss.
Im Zentrum eines Beitrags der Schweiz zu einer internationalen
Friedenspolitik muss aber der reale Bedarf stehen und nicht die
Suche nach einer neuen Legitimation für eine Armee ohne Feind.
Eine Welt, die für das militärische Konfliktmanagement
sechzigmal mehr ausgibt als für die Gewaltprävention und
die zivile Konfliktbearbeitung, braucht von der Schweiz
Gescheiteres als Soldaten und Waffen.

Ein Nein zum revidierten Militärgesetz gibt der Schweiz die

Chance, ihre finanziellen und personellen Mittel in zivile
Friedensförderung zu investieren. Schon alt Bundesrat Adolf Ogi

sagte in einem Interview, dass bei Ablehnung dieser Vorlagen
vermehrt in zivile internationale Zusammenarbeit investiert
werden müsse. Genau das ist meine Perspektive. Eine solidarische

Aussenpolitik der Schweiz, die dazu beiträgt, die Ursachen von
Konflikten abzubauen, statt dass sie gemeinsam mit der NATO

versucht, die Konfliktfolgen unter Kontrolle zu halten.
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